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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch die Vorsitzende Senatspräsidentin 

Dr. Bayjones und den Hofrat Dr. Moritz sowie die Hofrätin 

Mag. Liebhart-Mutzl als Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin 

Mag. Wölfl, über die Revision 1. der B S und 2. des F S, beide in K, beide 

vertreten durch die Haslinger/Nagele Rechtsanwälte GmbH in 1010 Wien, 

Mölker Bastei 5, gegen das Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichtes 

Niederösterreich vom 19. Oktober 2020, LVwG-AV-214/001-2020, betreffend 

Zurückweisung eines Bauansuchens (belangte Behörde vor dem 

Verwaltungsgericht: Stadtrat der Stadtgemeinde K; weitere Partei: 

Niederösterreichische Landesregierung), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

2 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

3 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

4 Ob ein konkreter behördlicher Auftrag zur Behebung von Mängeln gemäß § 13 

Abs. 3 AVG dem Gesetz entspricht und rechtens zur Zurückweisung des 
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Anbringens führen kann, ist eine Frage des Einzelfalls. Dass diese hier im 

Einzelfall erfolgte Beurteilung in einer die Rechtssicherheit beeinträchtigenden, 

unvertretbaren Weise erfolgt wäre (vgl. VwGH 23.5.2017, Ra 2017/05/0086, 

mwN), zeigen die Revisionszulässigkeitsgründe schon deshalb nicht auf, weil 

sie sich in keiner Weise mit den umfangreichen Ausführungen des 

Verwaltungsgerichtes (S. 10 ff des angefochtenen Erkenntnisses) 

auseinandersetzen, in denen das Verwaltungsgericht dargelegt hat, weshalb im 

konkreten Fall ein entsprechender Mängelbehebungsauftrag vorgelegen ist, 

dessen Nichtbefolgung zur Zurückweisung geführt hat. 

5 Die Revision war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 29. Jänner 2021 

 


